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Die Neuregelung der Umsatzbe-
steuerung des § 2b UStG beschäf-
tigt die kirchlichen Stellen seit 
längerem nachhaltig. Dieser Bei-
trag versteht sich als ergänzender 
Kommentar zum Beitrag aus der 
Mai 2022 Ausgabe der KVI im DI-
ALOG. Davon betroffen sind neben 
den Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder, Kommunen, Landkreise) 
auch die anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts (Kirchen, 
Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts, Rundfunkan-
stalten, Universitäten, Zweckver-
bände usw.). 

Zu den kirchlichen Stellen zählen 
(rund 100.000) kirchliche Rechts-
träger verschiedenster öffentlich-
rechtlicher Ausprägungen, konkret 
in der katholischen Kirche etwa die 
(Erz-)Diözesen, die katholischen 
Pfarr-/Kirchengemeinden, Pfarr-/
Gemeindeverbände, Kirchenstif-
tungen, Pfründestiftungen; bei 
den Evangelischen Landeskirchen 
diese selbst und auch die evange-
lischen Kirchengemeinden und Ge-
meindeverbände vor Ort. 

Die Neuregelung des § 2b UStG ist 
(eigentlich) bereits zum 1.1.2017 
in Kraft getreten. Der Gesetzge-
ber hatte mit der ebenfalls neu in 
§ 27 Abs. 22 UStG geschaffenen 
Öffnungsklausel die Möglichkeit 
eröffnet, durch eine einmalige, ge-
genüber dem Finanzamt bis zum 
31.12.2016 abzugebende Erklärung 
zur Beibehaltung der Regelungen 
des § 2 Abs. 3 UStG in der Fassung 
vom 31.12.2015, zu optieren.

Übergangsregelung kurzfristig in 
das Jahressteuergesetz 2022 auf-
genommen. Ziel dieser Maßnahme 
war es, vor allem die Kommunen 
vor dem Hintergrund der einschlä-
gigen Ereignisse (Ukrainekrieg, 
Energiekrise, Grundsteuerreform 
2025) nicht noch weiter zu bela-
sten, wodurch auch Kirchenge-
meinden und Kirchengemeinde-
verbände profitieren.

Im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens zum Jahressteuergesetz 
2022 hat der Bund die nochmalige 
Verlängerung der Optionsfrist bis 
zum 31.12.2024 vorgeschlagen 
und der Bundesrat stimmte am 
16.12.2022 dieser Änderung zu. 

Die Fristverlängerung hält das 
BMF – anders als die CDU/CSU-
Fraktion – EU-rechtlich für vertret-
bar. Die Unionsfraktion hatte das 
Vorhaben hingegen wegen „euro-
parechtlicher Risiken“ abgelehnt, 
heißt es in dem entsprechenden 
Bericht des Bundestags.

Diese Erklärung war jedoch einma-
lig für sämtliche vor dem 1.1.2021 
ausgeführten Leistungen abzu-
geben und die Kirchengemeinde 
oder der Kirchengemeindeverband 
konnte damit im Übergangszeit-
raum die für diese/n im konkreten 
Fall günstigere Rechtslage zur An-
wendung bringen. 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur 
Bewältigung der Corona-Krise (Co-
rona-Steuerhilfegesetz) wurde die 
bisherige Übergangsregelung zu  
§ 2b UStG in § 27 Abs. 22 UStG auf 
Grund dringlicherer Arbeiten der 
juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts (JPöR), insbesondere 
der Kommunen, zur Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie, bis zum 
31.12.2022 verlängert.

Verlängerung im Jahressteuerge-
setz 2022

Das Bundesfinanzministerium 
(BMF) hatte die Verlängerung der 

Ein Beitrag von Stefan Zimmer 

Die Verlängerung der Verlängerung der Über-
gangsfrist des neuen Umsatzsteuerrechts des 
§ 2b UStG

Das neue Umsatzsteuerrecht des § 2b UStG geht erneut in eine Nachspielzeit

Klappe, die Letzte? Ein Fluch oder Segen?
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ERNEUTE
Rechtslage bis zum 31.12.2024 
und umsatzsteuerliche Konse-
quenzen

Durch die Kopplung der Umsatzbe-
steuerung an die Körperschaftsteu-
er und das Vorliegen eines Betriebs 
gewerblicher Art (BgA), bleiben 
(werden) Kirchengemeinden und 
Kirchengemeindeverbände weiter-
hin bis zum 31.12.2024 in nur weni-
gen Fällen umsatzsteuerpflichtig. 
Insofern wie für die Kirchengemein-
den bzw. Kirchengemeindeverbän-
de durch das jeweilige Bistum die 
Optionserklärung einheitlich abge-
geben wurde, kann der Widerruf 
(auch) nur einheitlich erfolgen. An-
dernfalls kann die Kirchengemein-
de bzw. der Kirchengemeindever-
band selbst entscheiden, ob diese 
die alte Rechtslage noch längstens 
bis zum 31.12.2024 anwendet oder 
bereits unter der neuen Rechtslage 
des § 2b UStG tätig wird.

Regelmäßig ist aber davon auszu-
gehen, dass diese Option für die 
kirchlichen jPöR nahezu flächende-
ckend ausgeübt wurde, sodass den 
optierenden kirchlichen jPöR diese 
weitere Übergangsfrist zur Verfü-
gung steht, um sich weiter auf die 
neue Rechtslage einzustellen. Die 
bereits abgegebenen Optionser-
klärungen gegenüber der Finanz-
verwaltung gelten auch für sämt-
liche Leistungen, die nach dem 
31.12.2020 und vor dem 1.1.2025 
ausgeführt werden. Eine erneute 
Erklärung gegenüber der Finanz-
verwaltung vor dem Hintergrund 
der Verlängerung (der Verlänge-
rung) ist nicht notwendig.

Es ergeben sich aber nachstehende 
Handlungskonsequenzen:

   �Soweit die Kirchengemeinde 
und Kirchengemeindeverbände 
die weitere Verlängerung der 
Übergangsfrist in Anspruch neh-
men, bedeutet dies, dass bis zum 
31.12.2024 nur dann steuerbare 
Umsätze vorliegen, wenn diese 

im Rahmen eines BgA oder eines 
land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebs (LuF-Betrieb) erbracht 
werden. Nur in diesen Fällen 
oder wenn eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer benötigt 
wird, muss sich die jPöR beim 
Finanzamt registrieren.

   �Unterhält die Kirchengemeinde 
oder der Kirchengemeindever-
band weder einen BgA noch 
einen LuF-Betrieb und bezieht 
diese/r auch keine innerge-
meinschaftlichen Leistungen, 
muss diese/r bei dem zuständi-
gen Finanzamt keine Umsatz-
steuervoranmeldungen oder 
-jahreserklärungen abgeben.

   �Bei allen Umsätzen (Warenlie-
ferungen oder Dienstleistungen 
(sonstige Leistungen)) ist die 
aktuell geltende Kleinunter-
nehmerregelung des § 19 Abs. 1 
UStG einzuhalten. 

   �Bei Überschreitung der geltenden 
Beträge der Kleinunternehmer-
regelung berechtigen Warenlie-
ferungen und sonstige (Dienst-)
Leistungen, die mit den steuer-
baren und steuerpflichtigen Um-
sätzen zusammenhängen, grund-
sätzlich zum Vorsteuerabzug.

   �Für Leistungen einer Kirchenge-
meinde oder einem Kirchenge-
meindeverband außerhalb eines 
BgA oder eines LuF-Betriebs 
darf damit in Rechnungen und 
Verträgen keine Umsatzsteuer 
gesondert ausgewiesen werden. 
Andernfalls wird diese Umsatz-
steuer auch gegenüber dem Fi-
nanzamt gem. § 14 c Abs. 1 bzw. 
Abs. 2 UStG (unrichtiger bzw. 
unberechtigter Steuerausweis) 
geschuldet. 

   �Die Umsatzsteuer im Rahmen 
von Reverse-Charge wird gem. 
§ 13b Abs. 8 UStG unabhängig 
der Anwendung der Kleinun-
ternehmerregelung durch die 
Kirchengemeinde bzw. den Kir-
chengemeindeverband immer 
geschuldet. Hier ist zwingend 
im richtigen Voranmeldungs-
zeitraum eine Voranmeldung 
abzugeben.  Die Vorsteuer ist 
hinsichtlich der Zuordnung zu 
einem BgA zu prüfen und ggf. 
nicht abziehbar bzw. nicht ab-
zugsfähig.

   �Wenn die Kirchengemeinde bzw. 
der Kirchengemeindeverband 
die Verlängerung der Über-
gangsfrist nicht in Anspruch 
nehmen will, muss diese/r ihre/

Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände bleiben (werden) weiterhin bis 
zum 31.12.2024 in nur wenigen Fällen umsatzsteuerpflichtig.
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seine ursprüngliche Optionser-
klärung aktiv gegenüber dem Fi-
nanzamt widerrufen. Spätestens 
aber zum 1.1.2025 muss § 2b 
UStG angewendet und dann für 
bestimmte Leistungen Umsatz-
steuer ausgewiesen werden.

Voraussetzung für Anwendung der 
Altregelung nach § 2 Abs. 3 UStG 
ist, dass die jPöR bis zum 31.12.2016 
eine entsprechende Optionserklä-
rung gegenüber dem zuständigen 
Finanzamt abgegeben hat. Grund-
sätzlich war zu diesem Stichtag die 
Abgabe der Option zu empfehlen.

Beim Widerruf der Optionserklä-
rung ist zu beachten, dass mit der 
Rücknahme auch Pflichten verbun-
den sind.

So müssen z.B. ab dem Zeitpunkt, 
für den die Rücknahme erklärt wird, 
Steuererklärungen und Umsatz-
steuervoranmeldungen abgegeben 
werden. Dies ist nur möglich, wenn 
die jPöR für diesen Zeitraum be-
reits die entsprechenden Aufzeich-
nungen vorgenommen hat und ihre 
steuerlichen Pflichten entsprechend 
erfüllen kann. 

Hinsichtlich der Errichtung neu-
er Körperschaften, die nach dem 
31.12.2016 neu entstehen (z. B. in 
2017 neu errichtete Pastorale Räu-
me), gilt unmittelbar ohne Aufschub 
die Neuregelung des § 2b UStG. 
Nur wenn diese neu entstehende 
Körperschaft Gesamtrechtsnach-
folgerin ist (z.B. Zusammenschluss 
von Kirchengemeinden zu einer 
Kirchengemeinde) wirkt die Op-
tionserklärung i.S.v. § 27 Abs. 22 
UStG auch für den Rechtsnachfol-
ger.

Im Fall des Zusammenschlusses 
mehrerer bestehender Kirchenge-
meinden, von denen nicht alle die 
Option wirksam ausgeübt haben, 
hat die daraus entstandene Kir-
chengemeinde bzw. der Kirchen-
gemeindeverband einheitlich zu 

entscheiden, ob die Rechtsfolgen 
der Option gelten sollen. Eine Be-
schränkung auf einzelne Tätig-
keiten ist indes nicht möglich.

Rechtslage ab dem 01.01.2025 und 
umsatzsteuerliche Konsequenzen

Der Gesetzgeber hat die Besteu-
erung von jPöR in der Vorschrift 
des § 2b UStG neu geregelt. Über 
ihre eigentlichen hoheitlichen Auf-
gaben der Kirchengemeinden und 
Kirchengemeindeverbände hinaus, 
beteiligt sich diese/r in vielfältiger 
Weise am wirtschaftlichen Leben 
und tritt so in Konkurrenz zu pri-
vatrechtlichen Unternehmern. 

Die Kirchengemeinden und Kir-
chengemeindeverbände handeln 
damit in zahlreichen Bereichen 
privatrechtlich im Rahmen einer 
erwerbswirtschaftlichen (wirt-
schaftlichen) Tätigkeit (z.B. Kir-
chengemeinde betreibt Pfarrfest 
mit Bratwurststand). Hoheitliche 
Aufgaben der Kirchengemeinden 
und Kirchengemeindeverbände 
sollen auch künftig nach neuer 
Umsatzbesteuerung nicht der Be-
steuerung unterliegen.

Erbringt eine Kirchengemeinde 
oder ein Kirchengemeindeverband 
nicht der Umsatzsteuer unterlie-
gende Leistungen, kann diese/r im 
Vergleich zu privatrechtlich organi-
sierten Unternehmern günstiger, 
nämlich ohne den Umsatzsteuer-
aufschlag anbieten. Ist diese/r hin-
gegen als Unternehmer zu beurtei-
len, bedeutet dies einerseits, dass 
die Leistungen der Umsatzsteuer 
unterliegen und bilanzielle Auf-
zeichnungen zu führen sind.

Andererseits eröffnet es der Kir-
chengemeinde oder dem Kir-
chengemeindeverband die Mög-
lichkeit, den Vorsteuerabzug auf 
Eingangsleistungen (z.B. Einkäufe 
oder Investitionen) in Anspruch 
zu nehmen, soweit diese nicht im 
hoheitlichen Bereich verwendet 
werden. Kirchengemeinden und 
Kirchengemeindeverbände sollen 
damit ab dem 1.1.2025 marktrele-
vante, privatrechtliche Leistungen 
nach den gleichen Grundsätzen 
wie andere Marktteilnehmer, falls 
steuerpflichtig, deklarieren und 
versteuern. Auch Leistungen, die 
auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage (z.B. Satzung und/oder Ver-

Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sollen ab dem 1.1.2025 
marktrelevante, privatrechtliche Leistungen nach den gleichen Grundsätzen wie 
andere Marktteilnehmer, falls steuerpflichtig, deklarieren und versteuern.

Ab
b.

: C
ol

ou
rb

ox



29

FINANZEN

KVI ID | 01-2023 29

ÜBERGANGSFRIST

auf kommunaler und kirchlicher 
Ebene geklärt werden. 2019 gab es 
daher vermehrt Bestrebungen, den 
Übergangszeitraum zu verlängern.

Diesem Wunsch hat der Gesetz-
geber zunächst pandemiebedingt 
mit dem Corona-Steuerhilfegesetz 
entsprochen. Mit der Beschluss-
fassung zum Jahressteuergesetz 
2022 am 2.12.2022 wurde die Op-
tionsfrist dann nochmals bis zum 
31.12.2024 verlängert, insofern die 
Kirchengemeinde bzw. der Kir-
chengemeindeverband die Opti-
onserklärung nicht widerruft.

Um den weiteren Aufschub bis ein-
schließlich 31.12.2024 weiter nut-
zen zu können, muss keine neue 
Optionserklärung abgegeben wer-
den. Die Verlängerung der Verlän-
gerung kommt durch den schnel-
len Erlass im Jahressteuergesetz 
2022 überraschend spät. Die Kir-
chengemeinden und Kirchenge-
meindeverbände haben sich fach-
lich und technisch spätestens seit 
2018 umfassend auf die Einführung 
von § 2b UStG vorbereitet. 

Der Aufschub der finalen Durch-
setzung des Gesetzes aus 2017 

   �Ausübung einer ihr im Rahmen 
der öffentlichen Gewalt oblie-
genden Tätigkeit,

   �Fehlen größerer Wettbewerbs-
verzerrungen  und

   �Ausschluss einer Katalogtätig-
keit nach § 2b Abs. 4 UStG. 

Ab dem 1.1.2025 (vorausgesetzt, 
das Gesetz tritt dann in Kraft) wer-
den weitere Umsätze in den Blick 
der Umsatzsteuer zu nehmen sein, 
mit der Folge, dass eine mögliche 
Kleinunternehmerregelung nicht 
mehr greift und die Kirchenge-
meinde oder der Kirchengemein-
deverband als Regelversteuerer 
behandelt werden würde, wenn 
diese/r nicht bereits im Rahmen 
des Fusionierungsprozesses ihre/
seine bisherige Stellung als Klein-
unternehmer verloren hat.

Abschließender Meinungsstand 
und allgemeine Handlungsemp-
fehlungen

Auch wenn der Optionszeitraum 
bis zum 31.12.2022 vergleichsweise 
lang bemessen war, konnten nicht 
alle Probleme und offenen Fragen 

waltungsakt) erbracht werden, 
jedoch keinem generellen Markt-
ausschluss unterliegen, können 
künftig der Umsatzbesteuerung 
unterliegen. Durch die Entkopp-
lung der Umsatzbesteuerung von 
der Körperschaftsteuer und un-
abhängig davon, ob ein BgA vor-
liegt, werden Kirchengemeinden 
und Kirchengemeindeverbände 
umsatzsteuerpflichtig. Leistun-
gen, wie zum Beispiel Personal-
gestellungen, Dokumentenbe-
glaubigungen, Überlassung von 
Parkplätzen, Sponsoring oder die 
Unterhaltung von Rechenzentren 
für andere Kirchen etc., sind daher 
auf eine mögliche Umsatzsteuer-
pflicht hin zu prüfen. 

Aber auch die Erhebung von Entgel-
ten für Kopien oder die Vermietung 
von Turnhallen und Gemeinderäu-
men sowie Park- und sonstigen 
Stellplätzen sind künftig nicht 
mehr generell der Umsatzbesteue-
rung entzogen. Bei Erbringung von 
Leistungen auf privatrechtlicher 
Grundlage gelten die allgemeinen 
Vorschriften des Umsatzsteuer-
rechts, d.h. soweit es sich um eine 
steuerbare und nicht um eine nach 
§ 4 UStG steuerbefreite Leistung 
handelt, ist diese Leistungserbrin-
gung entsprechend der Umsatz-
steuer zu unterwerfen. 

Anders als in der Vergangenheit 
rückt damit die Form der Entgelter-
hebung (öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich) stärker in den Fo-
kus.

§ 2b UStG regelt als Ausnahmetat-
bestand die Umsatzbesteuerung 
der Kirchengemeinde oder des 
Kirchengemeindeverbandes beim 
Handeln auf öffentlichrechtlicher 
Grundlage. Hierin hat der Gesetz-
geber die Regelungen des Art. 13 
MwStSystRL übernommen:

   �Handeln einer jPdöR (Kirchen-
gemeinde oder Kirchengemein-
deverband),

Für die meisten Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände ist eine vorzei-
tige Umsetzung des neuen Umsatzsteuerrechts nach § 2b UStG in 2023 finanziell 
nicht tragbar.
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Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
wird durch die erneute Verlän-
gerung der Übergangsregelung 
durch die Legislative nicht gese-
hen. Auffallend ist auch die Aus-
sage in der Gesetzesbegründung, 
dass sich durch die nochmalige 
Verlängerung für die Verwaltung 
kein Erfüllungsaufwand ergeben 
würde. Dies ist sicherlich bei den 
Kirchengemeinden und Kirchen-
gemeindeverbände individuell zu 
betrachten. Die Kirchengemeinde 
oder der Kirchengemeindeverband, 
welche/r die notwendigen Umstel-
lungsarbeiten noch nicht final zum 
31.12.2022 erledigt hatte, sollte die 
erneute Fristverlängerung intensiv 
nutzen, bis sich viele der noch be-
stehenden Unsicherheiten geklärt 
haben. Die Umstellungsarbeiten 
sollten jedoch trotz Fristverlänge-
rung fortgeführt werden.

Was für die einen bekanntermaßen 
ein Segen ist, ist für den anderen 
ein Fluch! Von daher sind hier die 
Meinungen zur neuen Umsatzbe-
steuerung abschließend nicht ein-
heitlich.

führt zwangsläufig dazu, dass der 
bereits begonnene Umstellungs-
prozess zum Erliegen kommt und 
eingeleitete Prozesse und Umset-
zungen im Laufe des Jahres 2024 
erneut aufgegriffen werden müs-
sen. Dieser Mehraufwand wäre 
vermeidbar gewesen, wenn die 
Intention einer nochmaligen Ver-
längerung deutlich früher bekannt 
gemacht worden wäre.

Wichtige Schritte zur Umsetzung 
der neuen Regelungen innerhalb 
der Verwaltung waren neben der 
umfassenden Leistungsanalyse 
zur Ermittlung steuerrelevanter 
Leistungen (Bestandsaufnahmen), 
die technische Vorbereitung der 
Buchführung zur Erfassung der er-
brachten und bezogenen Leistun-
gen, Anpassung von Verträgen und 
Aufnahme von Steuerschlüsseln, 
Prozessanalyse zum Erkennen 
von steuerlichen Risiken bei ver-
waltungsinternen Abläufen (Leis-
tungen mit und ohne Entgelt) und 
die Sensibilisierung der Mitarbei-
tenden auf allen Ebenen. In vielen 
Leistungsbereichen der Kirchen-
gemeinden und Kirchengemein-
deverbände führt die vorzeitige 
Umstellung spätestens in 2025 zu 
einer Verteuerung der Leistungen 
gegenüber deren Kunden, ohne 
dass ein adäquater Vorteil aus dem 
Vorsteuerabzug dies (vollständig) 
kompensieren kann.

Für die meisten Kirchengemeinden 
und Kirchengemeindeverbände ist 
eine vorzeitige Umsetzung des 
neuen Umsatzsteuerrechts nach 
§ 2b UStG daher (bereits) in 2023 
finanziell nicht tragbar, was bedeu-
tet, dass die Optionsverlängerung 
tendenziell dankend akzeptiert 
wird. In den Fällen der Neugrün-
dung neuer Rechtsträger  (da kei-
ne zeitliche Chance zur Abgabe 
von Optionserklärungen) bleibt die 
einzige Chance, die Umsätze be-
tragsmäßig unterhalb der Kleinun-
ternehmerregelung zu halten, um 
die Entstehung von Umsatzsteuer 
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führten Informationen dienen der Sensi-

bilisierung auf bestehende Änderungen 
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reigenschaft führt. Wenn Personal 

gegen Entgelt überlassen wird, liegt 

grundsätzlich ein steuerbarer und steu-

erpflichtiger Vorgang vor. Die Unter-

nehmereigenschaft kann im Einzelfall 

entfallen, wenn keine größeren Wettbe-

werbsverzerrungen im Sinne des § 2b 

Abs. 1 Satz 2 UStG vorliegen.
7    �Relevant ist hier insbesondere die 

prognostische Umsatzgrenze von  

EUR 17.500,00 aus gleichartigen Tätig-

keiten.
8    �Für Kirchengemeinden und Kirchen-

gemeindeverbände irrelevant, hier nur 

wegen der Vollständigkeit angeführt.
9    �Vgl. Drucksache 20/4729, Artikel 16, § 

27 Abs. 22a UStG.
10    �Z.B. Neugründung Pastoraler Räume 

für die bereits ab Gründung nach dem 

31.12.2016 die Neuregelung gilt,

Stefan Zimmer ist Referent für Steu-
errecht beim Bischöflichen General-
vikariat in Trier. Er ist darüber hinaus 
Fachautor und Dozent für zahlreiche 
Themen des Controllings, der Jahres-
abschlussprüfung, der Steuerdekla-
ration und -planung sowie in daten-
schutzrechtlichen Fragestellungen in 
Zusammenhang mit KDG und DSGVO.


